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Pressekonferenz AVES Schweiz

Datum: 18.11.2014

Ort: Bern

Thema: Energiestrategie 2050 – Mehrkosten für weniger Versorgungssicherheit
Referat alt NR Arthur Loepfe, Vorstand AVES – es gilt das gesprochene Wort
Ich möchte kurz etwas detaillierter auf die drei bereits von Herrn Rösti genannten Grund-sätze von der AVES eingehen.
1. Grundsatz: Die Kostendeckende Einspeisevergütung (KEV) ist eine diskriminierende und fehlgeleitete Subventionierung

Die KEV wird in regelmässigen Abständen erhöht und ein Ende der Erhöhung ist nicht in Sicht. Dabei ist dieses Fördersystem im höchsten Grade fehlgeleitet. Denn die Förderung mittels KEV und die mir ihr geförderten Erneuerbaren Energien bringen gravierende Nachteile mit sich:

· Die Förderung ist enorm teuer. Sie belastet hauptsächlich das Portemonnaie der Privathaushalte und der KMU. 

· Die investierten Riesensummen verzerren den Markt. Darunter leidet bspw. die Wasserkraft.

· Die Produktion der geförderten Technologien ist unregelmässig und nicht verlässlich. Das heisst, der Beitrag an die Versorgungssicherheit ist minim. Mit einem Ersatz der KKW durch Erneuerbare Energien nimmt die Versorgungssicherheit sogar massiv ab. Und dies zu höheren Kosten.

· Mit der Abnahmepflicht des geförderten Stroms werden andere Energieträger nochmals benachteiligt. Zudem bleiben wichtige Anreize zur nachfragegerechten Produktion vollständig aus. Es braucht hier mehr Markt. 

· Ein natürlicher Wettbewerb unter den Technologien wird mit dem Fördersystem verhindert. Dies führt zu einem ineffizienten Einsatz der Fördermittel.

· Es ist sehr schwierig, Subventionssysteme – sind sie mal da – wieder abzuschaffen. Ein Ende der Subventionierung ist nicht absehbar. Das heisst, die genannten Probleme werden sogar noch zunehmen.
Aus diesen Gründen muss die KEV so rasch wie möglich zurückgefahren werden. Wir sind für alle Technologien, diese sollen sich aber am Markt behaupten und etablieren und nicht künstlich gestützt werden.

2. Grundsatz: Die Wasserkraft darf nicht weiter diskriminiert werden

Mit der KEV wird die Grosswasserkraft gegenüber anderen erneuerbaren Energien diskriminiert, denn die Grosswasserkraft ist heute von der Förderung ausgeschlossen. Das ist nicht nachvollziehbar, denn die Wasserkraft ist (ohne Marktverzerrungen) die wirtschaftlichste, umweltverträglichste und wichtigste einheimische erneuerbare Energiequelle. Dank der Wasserkraft haben wir mehr als 50 Prozent unseres Stromverbrauchs gesichert. Die Wasserkraft hat viele Vorteile im Gegensatz zu den geförderten Energieträgern: 

· Die Produktion ist besser vorhersagbar und planbar – sie ist verlässlich

· Die Flexibilität nimmt dank Speicherkraftwerken zu 

· Die Import- und somit Auslandabhängigkeit kann mit ihr reduziert werden

Doch die Wasserkraft ist durch die Marktverzerrungen der Fördersysteme unter die Räder gekommen. Ein Ausbau der Wasserkraft, wie ihn die Energiestrategie wünscht, ist unter den aktuellen Rahmenbedingungen völlig unrealistisch. Die aktuelle Situation lässt bei den Stromversorgungsunternehmen wichtige Investitionen in die Wasserkraft einfrieren und in der Schublade verschwinden.   

Die AVES lehnt grundsätzlich Subventionen bei der Stromproduktion ab, denn Subventionen verzerren immer den Markt. Die KEV muss daher möglichst rasch zurückgefahren werden, wollen wir nicht noch mehr Schaden anrichten. Falls aber eine sofortige Abkehr von der KEV politisch nicht machbar ist, dann und nur dann sollte die Grosswasserkraft innerhalb eines Fördersystems nicht weiterhin diskriminiert werden. So wie die Fördermittel aktuell fliessen, haben wir einen ineffizienten Einsatz dieser Mittel. Mit einer Unterstützung der Wasserkraft könnte dem etwas entgegengehalten werden. Eine weitere Möglichkeit zur Unterstützung der Wasserkraft wäre beispielsweise eine Flexibilisierung der Wasserzinsen.

3. Grundsatz: Die KKW sollen so lange betrieben werden, wie sie sicher sind. Ein Langzeitbetriebskonzept wie ein Technologieverbot sind unnötig und schädlich.
In der Schweiz kann ein Kernkraftwerk heute so lange in Betrieb bleiben, wie es die gesetzlichen Sicherheitsanforderungen erfüllt. Dieses System hat sich bewährt, und es gibt keinen Grund, die Betriebsdauer zu begrenzen. Auch der EU-Stresstest hat gezeigt, dass die schweizerischen KKW zu den sichersten in Europa gehören. Mit der unbefristeten Betriebsbewilligung ist der Betreiber ständig verpflichtet, seine Anlage kontinuierlich zu verbessern und auf dem neusten internationalen Sicherheitsstand zu halten. 

Der Vorschlag der UREK-N, das sogenannte „Langzeitbetriebskonzept“, ist faktisch eine Laufzeitbegrenzung ohne Entschädigungsanspruch und ist deshalb klar abzulehnen. Alle zehn Jahre sollten gemäss diesem Vorschlag ein Langzeitbetriebskonzept eingereicht werden. Wird dieses nicht akzeptiert, müsste das KKW ohne Entschädigungsanspruch vom Netz! Es macht keinen Sinn, ohne Not das bestehende und bewährte System zu ersetzten. Zumal mit diesem Vorschlag das Sicherheitsniveau nicht erhöht werden kann. Vielmehr würde ein solcher Wechsel Rechtsunsicherheiten und damit verbunden Investitionsunsicherheiten mit sich bringen. 

Das vorgeschlagene Verbot für die Erteilung von Rahmenbewilligungen kommt einem faktischen Technologieverbot gleich. Dies ist unnötig und nicht zielführend. Schon heute kann kein Kernkraftwerk ohne Parlaments- und Volksentscheid gebaut werden. Das Gesetz nun zu ändern, ist überflüssig. Zudem ist nicht ganz klar, was denn nun genau verboten wird. Grundsätzlich sollte man die Wissenschaft zuerst einmal forschen lassen und danach kann man politisch die Forschungsresultate bzw. die Technologie regulieren. Aber eine Regulierung zuvor sollte nicht Aufgabe der Politik sein. Damit verliert die Wissensnation Schweiz lediglich äusserst wertvolles Know-how.
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